
 
Digitale Dienste: EU setzt Maßstäbe für offene und
sicherere Online-Umgebung
 

Das neue Regelwerk der EU legt beispiellose Anforderungen an die Rechenschaftspflicht
von Online-Unternehmen in einem offenen und wettbewerbsfähigen digitalen Markt fest.
 
Am Dienstag fand im Parlament die Schlussabstimmung über das neue Gesetz über digitale
Dienste (DSA) und das Gesetz über digitale Märkte (DMA) statt. Parlament und Rat hatten sich
am 24. März und 23. April entsprechend geeinigt. Die beiden Gesetze sollen bei der Wirkung
der Technologiebranche auf Gesellschaft und Wirtschaft ansetzen. So sollen klare Normen für
Geschäftstätigkeit und Dienstleistungen von Technologieunternehmen festgelegt werden, die
mit den Grundrechten und Werten der EU im Einklang stehen.
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Das  Gesetz  über  digitale  Dienste  wurde  mit  539  zu  54  Stimmen  bei  30  Enthaltungen
angenommen.  Das  Gesetz  über  digitale  Märkte  wurde  mit  588  zu  11  Stimmen  bei  31
Enthaltungen  angenommen.
 
 
Was außerhalb des Internets verboten ist, sollte auch im Internet verboten sein
 
 
Das Gesetz über digitale Dienste (DSA) verpflichtet Anbieter digitaler Dienste wie soziale
Medien oder Marktplätze eindeutig dazu, gegen die Verbreitung illegaler Inhalte, Desinformation
und andere Gefahren für die Gesellschaft vorzugehen. Die Anforderungen an die Plattformen
stehen in einem angemessenen Verhältnis zu ihrer Größe und den Gefahren, die von ihnen für
die Gesellschaft ausgehen.
 
 
Die neuen Verpflichtungen umfassen
 
 
 

neue  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  illegaler  Online-Inhalte  und  die
Verpflichtung der Plattformen zu schnellen Reaktionen, wobei die Grundrechte,
z. B. das Recht auf freie Meinungsäußerung, und der Datenschutz gewahrt werden
müssen, 
mehr Rückverfolgbarkeit und Kontrollen von Händlern auf Online-Marktplätzen
, um dafür zu sorgen, dass Produkte und Dienstleistungen sicher sind, z. B. mithilfe
von Stichproben, die ermitteln, ob illegale Inhalte wieder auftauchen, 
mehr Transparenz und Rechenschaftspflicht der Plattformen, z. B. indem sie
klarere  Informationen  über  die  Moderation  von  Inhalten  oder  die  Nutzung  von
Algorithmen  bereitstellen,  mit  denen  bestimmte  Inhalte  empfohlen  werden,
sogenannte Empfehlungssysteme, wodurch Nutzerinnen und Nutzer Entscheidungen
über die Moderation von Inhalten anfechten können, 
das Verbot irreführender Praktiken und bestimmter Arten gezielter Werbung,
etwa Werbung für Kinder und Werbung auf der Grundlage sensibler Daten. Verboten
werden  auch  die  sogenannten  Dark  Patterns  und  irreführende  Praktiken,  die
Betrügern  dazu  dienen,  Entscheidungen  der  Nutzerinnen  und  Nutzer  zu
manipulieren.
 

 
Sehr große Online-Plattformen und Suchmaschinen, die im Monat von mehr als 45 Millionen
Menschen genutzt werden und von denen die größte Gefahr ausgeht, müssen von nun an
strengere  Auflagen erfüllen,  die  die  Kommission  durchsetzt.  Sie  müssen Systemrisiken
eindämmen. Dazu gehören die Verbreitung illegaler Inhalte und nachteilige Auswirkungen auf
die Grundrechte, Wahlprozesse, geschlechtsspezifische Gewalt oder psychische Gesundheit.
Außerdem müssen sie sich von unabhängiger Seite prüfen lassen. Die Plattformen müssen
ferner dafür sorgen, dass Nutzerinnen und Nutzer Empfehlungen ablehnen können, die auf der
Erstellung von Profilen beruhen. Auch müssen sie Behörden und zugelassenen Forscherinnen
und Forschern Zugang zu ihren Daten und Algorithmen gewähren.
 
 
Was Gatekeeper tun bzw. nicht tun dürfen
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Das Gesetz über digitale Märkte (DMA) legt Verpflichtungen für große Online-Plattformen fest,
die als sogenannte Gatekeeper auf dem digitalen Markt tätig sind. Bei ihnen handelt es sich um
Plattformen, die über den Marktzugang entscheiden und daher für  Verbraucherinnen und
Verbraucher kaum zu umgehen sind. Das Gesetz soll ein faireres Geschäftsumfeld und mehr
Dienstleistungen für Verbraucherinnen und Verbraucher bewirken.
 
 
Um unlautere Geschäftspraktiken zu verhindern, müssen die als Gatekeeper eingestuften
Plattformen für Folgendes sorgen:
 
 
 

Ihre Dienste müssen mit denen Dritter kompatibel sein. Somit können kleinere
Plattformen von marktbeherrschenden Messaging-Plattformen verlangen, dass sie
ihren Nutzerinnen und Nutzern den Austausch von Nachrichten, Sprachnachrichten
oder Dateien über Messaging-Apps ermöglichen. Dadurch haben Nutzerinnen und
Nutzer  mehr  Auswahl .  Außerdem  wi rd  so  verh inder t ,  dass  es  zu
Anbieterabhängigkeit kommt, d. h., dass sie nur eine bestimmte App oder Plattform
nutzen können. 
Geschäftliche Nutzer  müssen Zugriff  auf  ihre  Daten auf  der  Plattform des
Gatekeepers  haben,  ihre  eigenen  Angebote  bewerben  und  Verträge  mit  ihrer
Kundschaft  außerhalb  der  Plattform des  Gatekeepers  abschließen  können.
 

 
Gatekeepern ist es nicht mehr möglich,
 
 
 

ihre eigenen Dienste oder Produkte auf ihren Plattformen besser zu bewerten
als die Dritter und damit das eigene Unternehmen zu bevorzugen, 
Nutzerinnen und Nutzer daran zu hindern, vorinstallierte Software oder Apps
problemlos zu deinstallieren oder Anwendungen und App-Stores Dritter zu nutzen, 
personenbezogene Daten von Nutzerinnen und Nutzern für gezielte Werbung
zu nutzen, es sei denn, sie stimmen dem ausdrücklich zu.
 

 
Sanktionen
 
 
Die Kommission kann Marktuntersuchungen durchführen, um dafür zu sorgen, dass die neuen
Vorschriften ordnungsgemäß umgesetzt werden und mit der Dynamik des digitalen Bereichs
Schritt halten können. Verstößt ein Gatekeeper gegen die Vorschriften, kann die Kommission
künftig Geldstrafen in Höhe von bis zu 10 % des im vorhergehenden Geschäftsjahr weltweit
erzielten Gesamtumsatzes verhängen. Bei wiederholten Verstößen können die Strafen bis zu
20 % des Umsatzes betragen.
 
 
Zitate
 
 
Andreas Schwab (EVP, Deutschland), Berichterstatter für das Gesetz über digitale Märkte,
sagte: „Das Gesetz über digitale Märkte (DMA) schiebt den Geschäftspraktiken der großen

Pressemitteilung

DE Pressedienst, Generaldirektion Kommunikation
Europäisches Parlament - Sprecher: Jaume Duch Guillot
Press switchboard number (32-2) 28 33000

3 I 6

https://www.europarl.europa.eu/meps/de/28223/ANDREAS_SCHWAB/home


Digitalunternehmen  einen  Riegel  vor.  Der  DMA  setzt  die  Grundsätze  der  sozialen
Marktwirtschaft online durch. Damit sorgen wir für offene Märkte und stärken die Wahlfreiheit für
Verbraucher.  Mit  dem  DMA  beendet  die  EU  das  Katz-und-Maus-Spiel,  in  welchem  die
Wettbewerbsbehörden den Digitalriesen in langwierigen Verfahren hinterhergehinkt sind. Mit
der Umkehr der Beweislast werden die Unternehmen künftig nachweisen müssen, dass sie sich
an die DMA-Regeln halten und fairen Wettbewerb auf ihren Plattformen zulassen.
 
 
Mit dem Gesetzespaket hat das Europäische Parlament eine neue Ära der Tech-Regulierung
eingeleitet. Der Grundsatz lautet: Was in der analogen Welt verboten ist, kann auch in der
digitalen Welt nicht erlaubt sein.“
 
 
Christel Schaldemose (S&D, Dänemark), Berichterstatterin für das Gesetz über digitale Dienste,
sagte: „Zu lange haben die Technologieriesen vom Mangel an Vorschriften profitiert. In der
digitalen Welt haben sich Wildwest-Methoden breitgemacht, wobei die Größten und Stärksten
die Regeln bestimmen. Aber jetzt gibt es das Gesetz über digitale Dienste, und die Vorschriften
und Rechte werden gestärkt. Wir schauen hinter den Vorhang der Algorithmen, damit wir die
Geldmaschinen hinter den sozialen Plattformen besser prüfen können."
 
 
Nächste Schritte
 
 
Sobald der Rat die beiden Gesetze im Juli (DMA) und im September (DSA) offiziell annimmt,
werden sie im Amtsblatt der EU veröffentlicht und treten 20 Tage nach der Veröffentlichung in
Kraft.
 
 
Das Gesetz über digitale Dienste ist in der EU unmittelbar anwendbar und gilt 15 Monate nach
seinem Inkrafttreten bzw. frühestens ab dem 1. Januar 2024. Für sehr große Online-Plattformen
und Suchmaschinen gilt das Gesetz über digitale Dienste schon früher – und zwar vier Monate
nachdem sie von der Kommission als Gatekeeper eingestuft wurden.
 
 
Das Gesetz über digitale Märkte gilt sechs Monate nach seinem Inkrafttreten. Die Gatekeeper
haben  nach  ihrer  Einstufung  höchstens  sechs  Monate  Zeit,  den  neuen  Verpflichtungen
nachzukommen.
 

Pressemitteilung

DE Pressedienst, Generaldirektion Kommunikation
Europäisches Parlament - Sprecher: Jaume Duch Guillot
Press switchboard number (32-2) 28 33000

4 I 6

https://www.europarl.europa.eu/meps/de/37312/CHRISTEL_SCHALDEMOSE/home


Kontakt 
 
 

Weitere Informationen
Video der Plenardebatte (unter folgendem Datum: 5.7.2022)
Die angenommenen Texte werden hier verfügbar sein (unter folgendem Datum: 5.7.2022)
Erklärungen der Berichterstatter, Auszüge aus der Plenardebatte und Bilder der Abstimmung
(Video)
Pressekonferenz nach der Plenarabstimmung
Pressemitteilung nach der Abstimmung im Ausschuss über die Einigung zum Gesetz über
digitale Dienste (unter folgendem Datum: 16.6.2022)
Pressemitteilung nach der Abstimmung im Ausschuss über die Einigung zum Gesetz über
digitale Märkte (unter folgendem Datum: 16.5.2022)
Studien
Multimedia-Paket

Yasmina YAKIMOVA
Press Officer

(+32) 2 28 42626 (BXL)
(+33) 3 881 73774 (STR)
(+32) 470 88 10 60
yasmina.yakimova@europarl.europa.eu
imco-press@europarl.europa.eu
@EP_SingleMarket

Armin WISDORFF
Pressereferent

(+32) 2 28 40924 (BXL)
(+33) 3 881 73780 (STR)
(+32) 498 98 13 45
armin.wisdorff@europarl.europa.eu
presse-DE@europarl.europa.eu

Philipp BAUER
Pressereferent in Deutschland

(+49) 30 2280 1025
(+49) 170 801 8603
philipp.bauer@europarl.europa.eu
presse-berlin@europarl.europa.eu

Pressemitteilung

DE Pressedienst, Generaldirektion Kommunikation
Europäisches Parlament - Sprecher: Jaume Duch Guillot
Press switchboard number (32-2) 28 33000

5 I 6

http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/vod.html?mode=chapter&vodLanguage=DE&vodId=c53414f9-469d-6196-fa8d-be169c87c94e&date=20220704#
http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/texts-adopted.html
https://multimedia.europarl.europa.eu/video/I228135
https://multimedia.europarl.europa.eu/video/I228135
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/webstreaming/press-conference-by-christel-schaldemose-and-andreas-schwab-rapporteurs-on-outcome-of-final-vote-of_20220705-1400-SPECIAL-PRESSER
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220613IPR32814/internal-market-committee-endorses-agreement-on-digital-services-act
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220613IPR32814/internal-market-committee-endorses-agreement-on-digital-services-act
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220516IPR29641/digital-markets-act-ep-committee-endorses-agreement-with-council
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220516IPR29641/digital-markets-act-ep-committee-endorses-agreement-with-council
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2022/703347/IPOL_BRI(2022)703347_EN.pdf
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/package/digital-services-and-digital-markets-act_17701
https://twitter.com/EP_SingleMarket


Bernhard SCHINWALD
Press Officer in Austria

(+43) 1 516 17211
(+43) 660 373 7367
bernhard.schinwald@europarl.europa.eu

Pressemitteilung

DE Pressedienst, Generaldirektion Kommunikation
Europäisches Parlament - Sprecher: Jaume Duch Guillot
Press switchboard number (32-2) 28 33000

6 I 6


